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Sitzung des Ausschusses für Landwirtschaft und Weinbau am 07.07.2021

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

in der oben genannten Sitzung wurde zum

TOP 7) „Maßnahmen zur Beförderung des ökologischen Umbaus der 
Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz Beschluss des Schülerlandtags vom 
15. Juni 2021“,

Antrag nach § 76 Abs. 2 Vorl. GOLT Landtag Rheinland-Pfalz

zugesagt, den Sprechvermerk zu übermitteln. Dieser ist in der Anlage beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen
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Verkehrsanbindung
©Sie erreichen uns ab Hbf. mit den Linien 6/6A (Richtung Wiesbaden), 64 (Rich­

tung Laubenheim), 65 (Richtung Weisenau), 68 (Richtung Hochheim), Ausstieg Halte­
stelle „Bauhofstraße“. 0 Zufahrt über Kaiser-Friedrich-Str. oder Bauhofstraße.

Parkmöglichkeiten
Parkplatz am Schlossplatz 
(Einfahrt Ernst-Ludwig-Straße), 
Tiefgarage am Rheinufer 
(Einfahrt Peter-Altmeier-Allee)
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Sprechvermerk zu TOP 7) „Maßnahmen zur Beförderung des ökologischen Um­
baus der Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz Beschluss des Schülerlandtags vom 
15. Juni 2021“,

Antrag nach § 76 Abs. 2 Vorl. GOLT Landtag Rheinland-Pfalz

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Frau Ministerin, 

sehr geehrte Abgeordnete, 

sehr geehrter Herr Waters

Der Schülerlandtag fand am 15.6.2021 statt und besteht aus den Klassen 10a des Jo- 

hann-Wolfgang-Goethe-Gymnasium Germersheim

Der Lerngruppe der 11. und 12. Jahrgangsstufe der Berufsbildendenden Schule 

Westerburg und der Klasse 10b der Integrierten Gesamtschule Auguste Cornelius 

Mainz-Hechtsheim. Die Anträge „Maßnahmen zur Beförderung des ökologischen Um­

baus der Landwirtschaft in RLP“ kamen von der Fraktion „Öko Now“ der Berufsbilden­

den Schule Westerburg.

Vorab ein großes Kompliment an die Schülerinnen und Schüler vor allem der berufs­

bildenden Schule Westerburg (Fraktion „Öko Now“). Es ist beeindruckend, wie tief die 

Schülerinnen in komplizierten Fragen der TreibHausGas-Vermeidung in der Landwirt­

schaft eingestiegen sind und wie konkret Ihre Vorschläge, z.B. für den Umgang mit 

Gülle sind.

Dafür nochmal Respekt und „Hut ab!“
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Der Landesregierung, liegen der ökologische Umbau der Landwirtschaft sehr am Her­

zen. Denn durch den Verzicht auf mineralische Stickstoffdünger, chemisch-syntheti­

sche Pflanzenschutzmittel und dem Prinzip der Flächenbindung der Tierhaltung er­

möglicht der ökologische Landbau fast geschlossene Nährstoffkreisläufe.

Damit dient er sowohl der Reduktion von THG-Emissionen, wie dem Natur- und Arten­

schutz, dem Gewässerschutz und nicht zuletzt dem Tierwohl.

Derzeit werden in Rheinland-Pfalz 11,5% der landwirtschaftlichen Flächen ökologisch 

bewirtschaftet. Bis 2030 sollen es 25% werden. (Ziel It. Koa-Vertrag; und „EU Farm-to- 

Fork-Strategie“, Biodiverstitätsstrategie u. Öko-Aktionsplan).

Darüber hinaus setzen wir uns für eine möglichst regionale Produktion und Vermark­

tung hochwertiger, gesunder Lebensmittel ein: auch und gerade im Interesse aus­

kömmlicher Einkommen für die Landwirte und Landwirtinnen.

Jetzt aber zu den Anträgen der Schüler und Schülerinnen

Im Mittelpunkt steht die „Reduktion der Treibhausgas-Emissionen aus der Landwirt­

schaft“.

In Deutschland ist die Landwirtschaft für rd. 7,6% der deutschen THG-Emissionen (o- 

der für 61,8 Mio. t. Kohlendioxid-Äquivalente) verantwortlich. Den Großteil davon ma­

chen die Methan-Emissionen aus der Tierhaltung mit 51,2% (aller landwirtschaftl. 

THG-Emissionen) und die Lachgas-Emissionen mit 44,2% (aller landw. THG- 

Emissionen) aus. Letztere entstehen durch Eintrag von mineralischen Stickstoffdün­

gern, Gülle und Gärresten in landwirtschaftlichen Boden.

Der erste Antragspunkt ist die die Integration des landwirtschaftlichen Sektors in den 

C02-Zertifikatehandel.
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Das nationale Emissionshandelssystem (nEHS) ergänzt seit 2021 das etablierte euro­

päische Zertifikathandelssystem (European Carbon Trading System, ECTS). Das 

nEHS bezieht sich ausschließlich auf Kohlendioxid-Emissionen durch fossile Brenn­

stoffe (wie Heizöl, Flüssiggas, Erdgas, Benzin und Diesel), insbesondere im Wärme­

sektor und Verkehr, die nicht im europäischen Zertifikathandelssystem ECTS einge­

schlossen sind. Die durch die Landwirtschaft genutzten Brennstoffe, Strom und 

Wärme aus fossilen Quellen sind also bereits integriert.

Nicht im nEHS erfasst sind die anderen TH-Gase, insbesondere Methan und Lachgas. 

Sie sind jedoch Teil des nationalen THG-Emissionsbudget - und in das Reduktions­

ziel für die Landwirtschaft integriert, (bis 2030 Reduktion auf 58 Mio. t C02- 

Äquivalente). Da diese Emissionen deutlich schlechter quantifizierbar sind als Brenn­

stoffe, ist eine Integration in den Zertifikatehandel derzeit schwierig. Die Bundesregie­

rung müsste hierfür eine einfache Quantifizierungsmethodik entwickeln und umsetzen.

Darüber hinaus sollten im europäischen Rahmen Wettbewerbsnachteile oder Produk­

tionsverlagerungen vermieden werden. Das Klimaschutzkonzept des Landes Rhein­

land-Pfalz setzt deshalb zur Minderung der landwirtschaftlichen THG-Emissionen vor 

allem bei einer optimierten Düngung, der verstärkten ökologischen Bewirtschaftung, 

der Ernährung und der Vermeidung von Lebensmittelverschwendung an.

Im zweiten Antrag wird vorgeschlagen, modernste Gülleaufbereitungsstationen steu­

erlich zu fördern.

Diese Anlagen verbessern mithilfe mechanischer oder chemischer Trennungsverfah­

ren die Nährstoffeffizienz und vermeiden Ammoniakverluste und damit Geruchsbeläs­

tigungen. Derzeit wären diese Anlagen trotz staatlicher Förderung jedoch sehr kosten­

intensiv und eher für große Betriebe geeignet.
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Aufgrund der Betriebsstruktur und des geringen Viehbesatzes in Rheinland-Pfalz favo­

risiert die Landesregierung eher eine Gülleaufbereitung bzw. ein Ansäuern mit Sila­

gesickersaft oder eine Verdünnung mit Regenwasser. Durch das Ansäuern und Ver­

dünnen wird deutlich weniger Ammoniak emittiert und die dünnflüssige Gülle kann 

besser in den Boden eindringen und von den Pflanzen verwertet werden.

Auch die verstärkte Nutzung von Biogas-Anlagen (Güllebehandlung in einer Vergä­

rungsanlage unter Sauerstoffabschluss) und die Verwendung von Biogas zur Strom- 

und Wärmeerzeugung ist ein aktiver Beitrag zum Klima- und Gewässerschutz.

Die Landesregierung will deshalb bis 2030 mindestens 65 % aller in Rheinland-Pfalz 

anfallenden landwirtschaftlichen Wirtschaftsdünger aus Betrieben mit mehr als 200 

Großvieheinheiten energetisch-stofflich zu nutzen.

Im dritten Antrag fordern die Schülerinnen, Milch und pflanzliche Milchersatzprodukte 

aus Hafer, Reis oder Soja steuerlich gleichzustellen.

Aufgrund der unionsrechtlichen Rahmenbedingungen könnte der Bundesgesetzgeber 

dies im Rahmen einer Umsatzsteuer-Reform prüfen und realisieren. Bisher hat der 

Bundesgesetzgeber von dieser Befugnis keinen Gebrauch gemacht.

Der vierte Antrag kommt nicht aus Westerburg sondern aus Mainz-Hechtsheim und 

fordert eine Verkürzung der Kontrollintervalle „in der Massentierhaltung von durch­

schnittlich 17 auf drei Jahre“.

Lassen Sie mich festhalten: Tierschutz ist der Landesregierung sehr wichtig. Wir ha­

ben ihn deshalb in der Landesverfassung verankert, Verbandsklagerecht und Mitwir­

kungsrechte für Tierschutzverbände eingeführt und weite Tiertransporte gestoppt.

Der Landesregierung ist es wichtig festzuhalten, dass die bäuerliche, landwirtschaftli­

che Tierhaltung in Rheinland-Pfalz nicht mit der in der Öffentlichkeit pressewirksam
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dargestellten „Massentierhaltung“ vergleichbar ist. Allerdings können und werden Tier­

schutzwidrige Umstände in der Tierhaltung sowie bei Transport und Schlachtung 

nicht hingenommen und strafrechtlich verfolgt.

Die in dem Antrag aufgeführten Kontrollintervalle von „durchschnittlich 17 Jahren“ kön­

nen wir aber so nicht nachvollziehen oder verifizieren. Generell stehen dem Land eine 

breite Palette an Maßnahmen und Kompetenzen zur Verfügung, die neben Betriebs­

kontrollen auch verdachtsabhängige Kontrollen (z.B. aufgrund von Hinweisen und An­

zeigen, Befunden der Lebensmittelüberwachung oder der Schlachttier- und Fleisch- 

Untersuchung, Cross-Compliance Kontrollen) ermöglichen. Nach Ansicht der Landes­

regierung sind verdachtsabhängige Kontrollen oder gezielte Beratungsangebote an 

Tierhalter in vielen Fällen zielgenauer und effektiver für den Tierschutz.

Vielen Dank.
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